
Stadtrat Baunach B-SR/02/2023 
 

 
Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Stadtrats Baunach am 07.02.2023 

 
 

Tagesordnung 

 

Öffentlicher Teil 
 
 1.  Kurzbericht des Bürgermeisters 
  
 1.1.  Faschingsumzug 12.02.2023 
  
 1.2.  Liquidation der Wiesenkulturgenossenschaft Daschendorf 
  
 1.3.  Geschwindigkeitsanzeigen an der B279 
  
 1.4.  Linksabbiegespur Galgenweg 
  
 2.  Bekanntgabe der nichtöffentlich gefassten Beschlüsse aus der letzten Sitzung 
  
 3.  Vorstellung Umbau Zehntscheune Teil 2, Brückner & Brückner 
  
 4.  Städtisches Ortsrecht - Erlass einer "Satzung über die Auszeichnung verdienter Sportlerinnen und 

Sportler sowie Sportförderinnen und Sportförderer (SportlerInnensatzung)" 
  
 5.  Städtisches Ortsrecht - Erlass einer 1. Änderungssatzung zur Änderung der "Satzung über 

Auszeichnungen" der Stadt Baunach 
  
 6.  Städtisches Ortsrecht - Erlass einer Verordnung über die Freigabe von Sonntagen zum Verkauf 

anlässlich von Messen, Märkten und ähnlichen Veranstaltungen für das Jahr 2023 
  
 7.  Genehmigung der Annahme von Zuwendungen für kommunale/gemeinnützige Zwecke für das Jahr 2022 
  
 8.  Entscheidung über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens zum Thema Mehrzweckhalle 
  
 9.  Sonstiges - Anfragen gemäß § 31 GeschO 
  
 9.1.  Hochwasserschutz Priegendorf 
  
 9.2.  Wohnmobilstellplätze 
  
 9.3.  Radweg Daschendorf 
  
 9.4.  Schlaglöcher am Ortseingang 
  
 9.5.  Wortmeldung zum Bürgerbegehren 
  
 
 
Um 18:00 Uhr eröffnete Erster Bürgermeister Tobias Roppelt die Sitzung des des Stadtrats Baunach. 
Zu der Sitzung wurde form- und fristgerecht mit Schreiben vom  01.02.2023 geladen. Mit der Sitzungsladung und 
der Tagesordnung bestand Einverständnis. Gegen die Niederschrift der Stadtratssitzung vom 10.01.2023 wurden 
keine Einwendungen erhoben. Diese gilt somit als genehmigt und anerkannt. 
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Öffentlicher Teil 
 

 1. Kurzbericht des Bürgermeisters 

  

 

 1.1. Faschingsumzug 12.02.2023 

  

Nach zweijähriger Corona bedingter Pause findet am Sonntag, den 12. Februar endlich wieder der Baunacher 
Faschingsumzug statt. Beginn ist um 14 Uhr. Der Zug schlängelt sich durch den Zentweg, über den Marktplatz 
und durch die Überkumstraße bis zum Festplatz. Im Anschluss präsentieren die Garden und Tanzgruppen des 
Faschingsvereins ihre Tänze und der OKR vergibt die beliebten Faschingsorden. Ab 17 Uhr findet dann eine 
Afterparty mit der Corso Band in der Brauereigasse statt. Ich bedanke mich schon jetzt bei den Organisatoren 
des Ortskulturringes und freue mich auf viele Besucherinnen und Besuchern aus Nah und Fern.  
 
 
 

 1.2. Liquidation der Wiesenkulturgenossenschaft Daschendorf 

  

Die Liquidation der Wiesenkulturgenossenschaft läuft aktuell. Die vorhandenen Grundstücke werden über ein 
Bieterverfahren versteigert. Unabhängig davon möchte das Wasserwirtschaftsamt die Durchgängigkeit der Itz im 
Bereich des Daschendorfer Wehrs wiederherstellen. Hierzu soll der vorhandene Altarm wieder durchgängig 
gemacht werden, sodass die Fische um das Wehr herumschwimmen können. Grundlage hierfür ist die 
Wasserrahmenrichtlinie der Europäischen Union, die eine Verbesserung des ökologischen Zustandes der 
Gewässer verpflichtend fordert.  
Darüber hinaus gibt es seit längeren Pläne, das Wehr mittels Wasserkraft zur Stromerzeugung zu nutzen. Auch 
diese Überlegungen sind nach wie vor aktuell, jedoch hat sich bei einem Termin im Wasserwirtschaftsamt 
herausgestellt, dass der mittlere Durchfluss der Itz für beide Nutzungsideen (Wasserkraft und ökologische 
Aufwertung mittels Herstellung Durchgängigkeit) nicht ausreichend ist. Das Wasserwirtschaftsamt hat mittlerweile 
einen Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Durchführung seiner Planungen gestellt, der nun vom 
Landratsamt Bamberg geprüft wird.  
 
 
 

 1.3. Geschwindigkeitsanzeigen an der B279 

  

Zweiter Bürgermeister Großkopf hat in der letzten Sitzung die Auswertung der Geschwindigkeitsanzeigen auf der 
B279 angesprochen.  
Die neuen Geräte in der 30 Zone müssten hierfür entsprechend umgerüstet werden um eine Messung 
durchzuführen. Kosten jeweils 1.000 Euro zuzüglich monatliche Lizenzkosten. Die kleineren Anzeigen am 
Ortsausgang Richtung Reckendorf können ausgewertet werden. Die Auswertung hat folgendes ergeben:  
Aus Reckendorf kommend lagen die Geschwindigkeitsübertretungen bei ca. 16 %.  
Stadtauswärts Richtung Reckendorf lagen die Geschwindigkeitsübertretungen bei 74 %. Dies zur Information.  
 
 
 

 1.4. Linksabbiegespur Galgenweg 

  

Nach Rücksprache mit dem staatlichem Bauamt Bamberg verzögert sich der Bau der Linksabbiegespur 
Galgenweg. Das beauftragte Ingenieurbüro kann die Planunterlagen personalbedingt erst Mitte des Jahres 
fertigstellen. Mit dem erforderlichen Zeitaufwand für die folgende Ausschreibung, Prüfung und Vergabe sowie der 
Auftragserteilung wäre ein Baustart erst Ende Nov./Anfang Dez. 2023 möglich. Aus fachlicher Sicht macht dies 
keinen Sinn, da die Baustelle dann über den Jahreswechsel den Verkehr und damit die Anwohner und 
Gewerbetreibenden stark behindern würde, ohne dass Bautätigkeiten stattfinden. Geplant ist deshalb aktuell die 
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Maßnahme ab Anfang 2024 (1. Quartal) in einem Zug, bei guter Witterung, zu beginnen und in einem Stück 
schnellstmöglich fertig zu stellen.  
 
 
 

 2. Bekanntgabe der nichtöffentlich gefassten Beschlüsse aus der letzten Sitzung 

  

Es gab keine Bekanntgaben aus der letzten Sitzung. 
 
 

 3. Vorstellung Umbau Zehntscheune Teil 2, Brückner & Brückner 

  

Die Mitglieder des Stadtrats haben mit der Sitzungsladung die Präsentation erhalten. Auf diese wird verwiesen. 
Aufgrund einer Erkrankung der Referentin stellte Erster Bürgermeister Roppelt den Stand und die weiteren 
Planungen selbst vor. 
Aus den Reihen des Stadtrats kam der Hinweis, dass die im 2. Teil geplante Toilette zu klein sei und eine zweite 
Toilette wichtig sei. Dies soll in die Planungen aufgenommen werden. 
Die Präsentation ist im Bürgerinformationsportal online abrufbar. 
 
 
Beschluss: 15 : 1 
 
Der Stadtrat beschließt den Umbau der östlichen Hälfte der Zehntscheune (Teil 2) auf Grundlage des 
vorgestellten Konzepte des Architekturbüros Brückner & Brückner aus Würzburg. Es soll eine zweite 
Toilette eingeplant werden. Die Verwaltung wird beauftragt, die nötigen Schritte in die Wege zu leiten und 
entsprechende Förderanträge zu stellen.  
 
 
 

 4. Städtisches Ortsrecht - Erlass einer "Satzung über die Auszeichnung verdienter Sportlerinnen 
und Sportler sowie Sportförderinnen und Sportförderer (SportlerInnensatzung)" 

  

Die Mitglieder des Stadtrats haben mit der Sitzungsladung den folgenden Sachverhalt erhalten, sowie den 
Entwurf der Satzung. 
 
Im Rahmen einer Vorbesprechung mit den Fraktionsvorsitzenden sowie den Bürgermeistern wurde beigefügter 
Entwurf einer SportlerInnensatzung erarbeitet. Es soll damit die Möglichkeit eröffnet werden, verdiente 
Sportlerinnen und Sportler sowie Sportförderinnen und Sportförderer zu ehren. Die Voraussetzungen für eine 
Ehrung ergeben sich aus der Satzung.  
 
Während der Sitzung kam der Vorschlag, in § 2 einen Satz 2 einzufügen, dass auch Ehrungen posthum möglich 
sind. 
 
In § 5 Abs. 2 sollen Übungsleiterinnen, Übungsleiter und Funktionäre aufgenommen werden. 
 
Die Kurzform „SportlerInnensatzung“ soll gelöscht werden, da dies keine flüssige Schreibweise ist und das 
Innenministerium die Genderschreibweise nicht empfiehlt. 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
Der Stadtrat beschließt die im Entwurf vorliegende „Satzung über die Auszeichnung verdienter 
Sportlerinnen und Sportler sowie Sportförderinnen und Sportförderer. Der Begriff 
„SportlerInnensatzung“ soll gestrichen werden. Der Entwurf wird dem Protokoll beigefügt. Erster 
Bürgermeister Tobias Roppelt wird mit der Ausfertigung und Bekanntmachung der Satzung beauftragt. 
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 5. Städtisches Ortsrecht - Erlass einer 1. Änderungssatzung zur Änderung der "Satzung über 
Auszeichnungen" der Stadt Baunach 

  

Die Mitglieder des Stadtrats haben mit der Sitzungsladung den folgenden Sachverhalt erhalten, sowie den 
Entwurf der Satzung. 
Die aktuell gültige Satzung über Auszeichnungen der Stadt Baunach wurde am 14. April 1983 im Mitteilungsblatt 
bekanntgemacht und ist am darauffolgenden Tag in Kraft getreten. Diese Satzung ersetzte eine Satzung vom 05. 
Juli 1977.  
Im Rahmen einer Vorbesprechung mit den Fraktionsvorsitzenden sowie den Bürgermeistern wurde über 
mögliche Änderungen dieser Satzung gesprochen.  
Wesentliche Änderungen sind der Entfall des Ehrentellers, die Verleihung des Ehrenrings an Personen, die dem 
Stadtrat mindestens 24 Jahre angehört haben sowie das Vorschlagsrecht (jedes Mitglied des Stadtrates statt 
einem Drittel der Stadtratsmitglieder).  
Darüber hinaus ergeben sich redaktionelle Änderungen (Änderung der Nummerierung der Paragraphen).  
Erlassen werden muss die 1. Änderungssatzung.  
Zur besseren Lesbarkeit wurde dieser Vorlage die Satzung über Auszeichnungen mit der bereits eingearbeiteten 
1. Änderung beigefügt.  
 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
Der Stadtrat beschließt die im Entwurf vorliegende „1. Änderungssatzung der Satzung über 
Auszeichnungen der Stadt Baunach“. Der Entwurf wird dem Protokoll beigefügt. Erster Bürgermeister 
Tobias Roppelt wird mit der Ausfertigung und Bekanntmachung der Änderungssatzung beauftragt. 
 
 
 

 6. Städtisches Ortsrecht - Erlass einer Verordnung über die Freigabe von Sonntagen zum Verkauf 
anlässlich von Messen, Märkten und ähnlichen Veranstaltungen für das Jahr 2023 

  

Die Mitglieder des Stadtrats haben mit der Sitzungsladung den folgenden Sachverhalt erhalten, sowie den 
Entwurf der Satzung. 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 10. Januar 2023 beschlossen, den Frühlingsmarkt und das Stadtfest als 
Märkte ohne Volksfestcharakter mit verkaufsoffenem Sonntag abzuhalten. Neben der Marktfestsetzung ist hierfür 
eine Verordnung über die Freigabe von Sonntagen zum Verkauf anlässlich von Messen, Märkten oder ähnlichen 
Veranstaltungen erforderlich.  
Vor dem Erlass der Verordnung sind folgende Träger öffentlicher Belange zu beteiligen: 
 

 der Einzelhandelsverband, 
 die Gewerkschaften, 
 die örtlichen Kirchen, 
 die Industrie- und Handelskammer, 
 die Handwerkskammer sowie 
 das Landratsamt.  

 
Dies ist erfolgt. Es wurden bis zum Ende der Frist am 26. Januar 2023 keine negativen Stellungnahmen 
abgegeben.  
 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
Der Stadtrat beschließt die im Entwurf vorliegende „Verordnung über die Freigabe von Sonntagen zum 
Verkauf anlässlich von Messen, Märkten und ähnlichen Veranstaltungen für das Jahr 2023“. 
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Erster Bürgermeister Tobias Roppelt wird mit der Ausfertigung und Bekanntmachung der Verordnung 
beauftragt. 
 
 
 

 7. Genehmigung der Annahme von Zuwendungen für kommunale/gemeinnützige Zwecke für das 
Jahr 2022 

  

Entsprechend der Handlungsempfehlung für den Umgang mit Spenden, Schenkungen und ähnlichen 
Zuwendungen für kommunale/gemeinnützige Zwecke vom Bayerischen Staatsministerium des Innern 
gemeinsam erarbeitet mit dem Bayerischen Staatsministerium der Justiz und den kommunalen 
Spitzenverbänden in Bayern (Anlage zum IMS vom 27.10.2008) befindet der Gemeinderat über die Annahme von 
Zuwendungen. 
 
Die Handlungsempfehlung hat das Ziel, ein ausgewogenes Verfahren anzubieten, das einerseits die 
kommunalen Wahlbeamten so weit wie möglich vor dem Risiko eines Verdachts der Strafbarkeit wegen 
Vorteilsannahme (§ 331 StGB) schützt, andererseits den dadurch notwendigen zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
so weit wie möglich in Grenzen hält und insbesondere die Spendenbereitschaft sowie das Spendenaufkommen 
nicht beeinträchtigt. 
 
Im Jahre 2022 hat die Stadt Baunach 4.501,94 € an Spenden eingenommen, die auch zweckgebunden 
verwendet wurden. 
 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
Der Stadtrat der Stadt Baunach genehmigt die Annahme der Zuwendungen in Höhe von 4.501,94 € im 
Jahre 2022. Die zweckgebundene Verwendung wird zugesichert. 
 
 
 

 8. Entscheidung über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens zum Thema Mehrzweckhalle 

  

Die Mitglieder des Stadtrats haben mit der Sitzungsladung den folgenden Sachverhalt erhalten: 
 
„In der Stadtratssitzung Baunach vom 10.01.2023 TOP 9.5 öffentlich überreichte Stadtratsmitglied Manuela Fößel 
dem Ersten Bürgermeister Roppelt einen Antrag auf Bürgerentscheid und Unterschriftenlisten. Der Antrag ist 
dieser Vorlage beigefügt.  
Gemäß Art. 18a Abs. 8 S. 1 GO hat der Stadtrat unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats nach 
Einreichung bei der Gemeinde (Art. 18a Abs. 4 GO) über die Zulassung des Bürgerbegehrens zu entscheiden. 
 
Diese von Art. 18a Abs. 8 S. 1 GO geforderte Prüfung des Bürgerbegehrens ist eine umfassende. Die 
Prüfungskompetenz umfasst neben den formellen Voraussetzungen in Art. 18a Abs. 4–6 GO auch die materiellen 
Anforderungen in Art. 18a Abs. 1, Abs. 3 GO. Hierdurch wird letztlich sichergestellt, dass der Bürgerentscheid 
nach Art. 18a Abs. 10 GO nicht mit erheblichem politischen Engagement der Bürger und hohem 
Verwaltungsaufwand und damit verbundener hoher Kosten seitens der Gemeinde durchgeführt wird, obwohl sich 
bereits im frühen Stadium der Prüfung nach Art. 18a Abs. 8 GO abzeichnet, dass ein erfolgreicher 
Bürgerentscheid rechtlich keinen Bestand haben kann. Die Prüfung nach Art. 18a Abs. 8 S. 1 GO ist weiter eine 
gebundene Entscheidung. Ermessen bei der Beurteilung der Zulässigkeit kommt der Gemeinde nicht zu. 

 
Persönliche Beteiligung: 
 
Sind Gemeinderatsmitglieder als vertretungsberechtigte Personen im Bürgerbegehren benannt, so sind sie schon 
deshalb wegen persönlicher Beteiligung auszuschließen, weil ein Bürgerbegehren zu den sonstigen 
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Vereinigungen im Sinn des Art. 49 Abs. 1 Satz 1 GO zählt und von der Entscheidung des Gemeinderats 
unmittelbar betroffen ist. Auf eine eigene konkrete und individuelle Betroffenheit der Gemeinderatsmitglieder 
kommt es nicht mehr an.  
 
Als vertretungsberechtigte Personen wurden in dem Bürgerbegehren Manuela Fößel und Benedikt Schug 
aufgeführt, diese haben den Antrag auch unterschrieben und sind Mitglied des Stadtrats. Folglich liegt eine 
persönliche Beteiligung i.S.v. Art. 49 Abs. 1 GO vor.“ 
 
Stadträtin Fößel verlässt auf Antrag zur Geschäftsordnung den Beratungstisch und nimmt im Zuschauerraum 
platz. 
 

 
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens: 
 

„Gem. § 2 Nr. 16 der Geschäftsordnung des Stadtrats Baunach ist der Stadtrat für die Entscheidung über die 
Zulässigkeit eines Bürgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 8 GO) und die Durchführung eines Bürgerentscheids (Art. 18 
a Abs. 2, Abs. 10 GO) zuständig.  

Um einen Bürgerentscheid nach Art. 18a Abs. 10 GO, durchzuführen, muss er formell und materiell zulässig 
sein. 

I. Formelle Zulässigkeit 
1. Schriftlicher Antrag 

Siehe Anlage „Anschreiben Unterschriftenliste vom 10.01.2023“ 
Der Antrag wurde nach Art. 18 a Abs. 4 GO am 10.01.2023 im Rahmen der Stadtratssitzung in schriftlicher 
Form an Ersten Bürgermeister Roppelt als Vertreter der Stadt Baunach eingereicht. Der Antrag ist als 
Bürgerbegehren gekennzeichnet. 

 
2. Fragestellung Ja / Nein Art. 18 Abs. 4 GO 
Die Fragestellung „Sind Sie dafür, dass das geplante Projekt der Mehrzweckhalle zunächst gestoppt wird?“ 
kann mit Ja durch Unterschriftsleistung beantwortet werden. Die Fragestellung ist auf jeder 
Unterschriftenliste enthalten. 

 
3. Begründung Art. 18 a Abs. 4 GO 

Siehe Anlage „Screenshot Kopf Unterschriftenliste“ 
 

Alle in Abs. 4 genannten Bestandteile des Bürgerbegehrens (Antrag auf Bürgerbegehren, Fragestellung, 
Begründung, vertretungsberechtigte Personen) erscheinen hinreichend deutlich auf jeder einzelnen Liste, damit 
sie der Unterzeichner in seinen Willen aufnehmen kann. 
 
 

4. Benennung von bis zu 3 vertretungsberechtigten Personen 
 

Diese müssen auf den Unterschriftslisten selbst benannt sein, damit sie nachweisbar vom Willen der 
Antragsteller erfasst und zu ihrer Interessenvertretung ermächtigt werden. Auch Mitglieder des Stadtrats können 
zu Vertretern des Bürgerbegehrens bestellt werden (s. Nr. VI.5 der Vollzugshinweise, Erl. 1), sie sind dann aber 
bei der Entscheidung über die Zulassung des Bürgerbegehrens persönlich beteiligt (s. oben). 
Mit Manuela Fößel und Benedikt Schug, jeweils mit einem Vertreter im Verhinderungsfalle, sind 2 
vertretungsberechtigte Personen auf den Unterschriftslisten genannt. 

 
5. Art. 18a Abs. 5 GO; Unterzeichnungsberechtigung 

 
Dies sind alle an diesem Tag in der Gemeinde wahlberechtigten Bürger und Unionsbürger. 
Die Verwendung von unterschiedlichen Unterschriftslisten ist unschädlich, da die Abweichungen so geringfügig 
sind, dass dadurch die Einheitlichkeit von Fragestellung und Begründung nicht beeinträchtigt wird. 

https://research.wolterskluwer-online.de/document/f73718ce-02d4-492a-9bf4-54e93a6a0767/link/cite/42cec717-2178-3940-849d-f718efc4a6fe
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Im Übrigen sind Fragestellung, Begründung und Vertreternennung voll identisch. 
 

6. Quorum Art. 18a Abs. 6 GO 
 

Maßgeblich ist die Gesamtzahl der wahlberechtigten Gemeindebürger am Tag der Einreichung des 
Bürgerbegehrens. Zum Einreichungsstíchtag am 10.01.2023 gab es 3.214 Gemeindeangehörige in der Stadt 
Baunach. Gem. Art. 18a Abs. 6 GO muss bei Gemeinden bis zu 10.000 Einwohnern ein Quorum, von 10 % erfüllt 
sein, was 321 erforderlichen Unterschriften entspricht. 
Eingereicht wurden 423 Unterschriften. Nach Vorprüfung der erforderlichen Kriterien sind 7 Unterschriften 
ungültig. Damit sind 416 Unterschriften gültig. Das erforderliche 10% Quorum wurde erreicht. 
 

II. Materielle Zulässigkeit 
 

1. Art. 18a Abs. 1 GO; Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises 

Gemeindebürger können nur über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises ein 
Bürgerbegehren initiieren. 

Tauglicher Gegenstand eines Bürgerbegehrens ist der hier beabsichtigte Stopp des Baus der 
Mehrzweckhalle. Dabei handelt es sich um einen Ausdruck gemeindlicher Planungshoheit und 
damit um eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises. 

2. kein Fall des Negativkatalogs in Art. 18a Abs. 3 GO 

Ein Ausschlussgrund nach Art. 18 a Abs. 3 GO ist nicht ersichtlich. 
 

3. Bestimmtheit und Ziel der Fragestellung 
 

Die Fragestellung muss – ähnlich wie beim Gemeinderatsbeschluss – so bestimmt sein, dass der Bürger 
eindeutig erkennen kann, wofür oder wogegen er sich entscheidet, und dass der Bürgerentscheid letztlich 
überhaupt „vollziehbar“ ist. Unter „Vollzug“ ist nicht notwendig wie bei einem Gemeinderatsbeschluss die bloße 
Umsetzung durch den ersten Bürgermeister, sondern die Verwirklichung des von den Antragstellern verfolgten 
und schließlich von den Bürgern bejahten Zieles zu verstehen. 

Der VGH hat mit Urteil vom 13.03.2019 (BayVBl 2020, 276 = KommP BY 2019, 225) die Anforderungen an die 
Bestimmtheit eines Bürgerbegehrens präzisiert.  
 
Fraglich ist, wie das Wort „zunächst“ in der Fragestellung zu werten ist. Es fehlt hierbei an einer hinreichend 
konkreten Ausgestaltung, für wie lange die Maßnahme nicht begonnen werden soll oder wann die Kriterien für 
einen möglichen Beginn der Maßnahme erfüllt wären. So kann das Abwarten von 1 Monat genauso die 
Anforderung auf „zunächst“ erfüllen, wie ein Jahr oder 5. 
 

Entspricht die Fragestellung diesen Anforderungen nicht, so hat der Stadtrat bei der Entscheidung über die 
Zulässigkeit des Begehrens (Abs. 8 Satz 1) den Inhalt der Frage durch eine – wegen der häufig laienhaften 
Formulierung der Bürger grundsätzlich „wohlwollende“– Auslegung zu ermitteln. Dabei ist zu prüfen, ob das 
sachliche Ziel des Begehrens nach seinem – aus der Sicht der Bürger und der Gemeindeorgane als Adressaten 
der Fragestellung – objektiven Erklärungsinhalt hinreichend bestimmt ermittelt werden kann, wobei ergänzend 
auf die Antragsbegründung, nicht aber auf rein subjektive Vorstellungen der Initiatoren des Bürgerbegehrens 
abzustellen ist.  

Das OVG Münster, (DÖV 2013, 779 = NWVBl 2013, 491 und DÖV 2014, 761) schließt bei einer mehrdeutigen 
Fragestellung einen Rückgriff auf die Begründung aus und verlangt, dass die Fragestellung in sich 
widerspruchsfrei, in allen Teilen inhaltlich nachvollziehbar und aus sich heraus verständlich sein muss. Ist das der 
Fall, so kann die Fragestellung von der Stadt im Einvernehmen mit den vertretungsberechtigten Personen – ohne 
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inhaltliche Änderung des Begehrens – entsprechend präzisiert und für den Stimmzettel eine abstimmungsfähige 
Formulierung festgelegt werden; eine „Nachbesserungspflicht“ besteht jedoch nicht  

Bei objektiver Betrachtung ist nicht anzunehmen, dass die Unterzeichner „notgedrungen“ die reduzierte 
Fragestellung unterstützen würden, um überhaupt ihrem Grundanliegen Geltung verschaffen zu können. Es ist 
zweckmäßig, bereits in der Unterschriftenliste die Vertreterinnen und Vertreter zu ermächtigen, entsprechende 
Korrekturen vorzunehmen, sofern davon die Zulässigkeit des Begehrens abhängt.  

Auf dem Kopf der Unterschriftenliste ist zwar eine Vollmacht enthalten, diese umfasst jedoch nur die Begründung 
des Antrags. Eine darüber hinaus gehende Änderungsermächtigung zu einer Umformulierung der Fragestellung 
wäre dagegen unzulässig, weil sie eine „Blankovollmacht“ für die vertretungsberechtigten Personen enthalten 
würde, nachträglich Angelegenheiten zum Gegenstand des Antrags zu machen, die die Unterzeichner nicht in 
ihren Willen aufgenommen. Im Übrigen sind wie bisher der Umformulierung enge Grenzen setzt, um den Willen 
der Unterzeichner nicht zu verfälschen und sie vor einer missbräuchlichen Verwendung ihrer Unterschriften zu 
schützen. 
 
Selbst bei wohlwollender Auslegung läßt die Fragestellung nicht erkennen, wie die Umsetzungsmaßnahmen 
konkret aussehen sollten. Gerade ein auf eine Grundsatzentscheidung abzielendes Bürgerbegehren unterliegt 
strengeren Bestimmtheitsanforderungen als ein Beschlussantrag im Stadtrat, der seine Beschlüsse jederzeit 
nachträglich ändern oder präzisieren könne, was bei einem Bürgerbegehren nicht möglich sei. 
 
Die Fragestellung des eingereichten Bürgerbegehrens „Sind Sie dafür, dass das geplante Projekt 
Mehrzweckhalle zunächst gestoppt wird?“ ist nicht ausreichend bestimmt. 

4. Bereits vollzogene Maßnahme 
 
Unzulässig ist ein Bürgerbegehren, das deshalb zu keiner Entscheidung führen kann, weil die begehrte 
Maßnahme aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich bzw. als überholt anzusehen ist, z.B. infolge 
Zeitablaufs oder weil sie sich aus anderen Gründen erledigt hat oder bereits verwirklicht ist. Eine Erledigung des 
gesamten Bürgerbegehrens ist bereits dann zu bejahen, wenn wesentliche Teile des Begehrens gegenstandslos 
geworden sind.  
 
Schriftlicher Stopp der Vergaben am 01.04.2022 und 07.12.2022: 
 
Erster Bürgermeister Roppelt hat bereits bei dem Jourfix am 31.03.22, somit zeitlich weit vor der Einreichung des 
Antrags auf Bürgerentscheid, alle Planer darüber informiert, dass alle Planungsleistungen für die Leistungsphase 
5 (Werkplanung) der geplanten Mehrzweckhalle noch abgewartet werden sollen. Der Fokus solle auf der 
Erlangung der nötigen Baugenehmigung liegen. Mit Email vom 01.04.2022 informierte Geschäftsleiter Günthner 
alle Beteiligten nochmals schriftlich darüber, dass auch die Werkplanung (Leistungsphase 5) für alle 
Fachplanungen bis zum Ergebnis der Prüfungen ausgesetzt werden sollen. 
 
Mit Email vom 07.12.2022 an die beteiligten Planungsbüros und Architekten stoppte Erster Bürgermeister 
Roppelt nochmals schriftlich den Baubeginn der Halle und vergab die weiteren Leistungsphasen ab Stufe 5 nicht: 
 
 
 
Stadtratssitzung vom 08.11.2022 
 
In der Stadtratssitzung vom 08.11.2022 wurden die Mitglieder des Stadtrats, damit auch die 
Vertretungsberechtigten Fößel und Schug, darüber informiert, dass eine Absprache mit den Vereinen erfolgt ist, 
wonach der Bau der Halle gestoppt werden wird und im Finanzausschuss der Vorschlag eingebracht werden 
wird, keine Mittel für den Bau der Halle für den Haushalt 2023 einzuplanen. 
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Auszug Niederschrift Stadtrat Baunach 08.11.2022 TOP 15.5 öffentlich: 
 
„Stadträtin Fößel erklärte, sie habe vor 2 Wochen ein Bürgerbegehren zum Thema Mehrzweckhalle mit initiiert. 
Wenn genügend Unterschriften gesammelt werden können, wird dies der Verwaltung zur Prüfung übergeben. 
 
Erster Bürgermeister Roppelt erklärte, dass zurzeit die Planungen und Sitzungen für den Haushalt 2023 laufen. 
Hier wird von ihm der Vorschlag eingebracht werden, dass der Bau der Halle in 2023 nicht erfolgt. Dies wurde 
auch mit den beteiligten Vereinen bereits vor einigen Wochen abgesprochen. Die Rahmenbedingungen haben 
sich durch die aktuelle weltpolitische Lage geändert. Eine Baugenehmigung bedeute nicht, dass sofort gebaut 
werden muss. Die Stadt Baunach ist sich hier – wie bei vergangenen Großprojekten in den letzten Jahrzehnten – 
ihrer Verantwortung bewusst.“ 
 
Sitzung des vorberatenden Finanzausschusses am 24.11.2022 
 
In dieser Sitzung wurde über den Haushalt 2023 beraten. Die Initiatorin des Bürgerbegehrens Fößel ist 
ordentliches Mitglied des Finanzausschusses und war zu dieser Sitzung anwesend. Hierbei wurden für die 
geplante Mehrzweckhalle lediglich Planungskosten vorberaten. Im HH 2023 werden hingegen keine Baukosten 
eingeplant.  
 
Stattdessen soll in den Folgejahren je nach Finanzlage entschieden werden, wann der Baubeginn erfolgen kann. 
Die Haushaltssitzung 2023 findet turnusgemäß im März 2023 statt, in der der Stadtrat über den Haushalt 
entscheiden wird. 
 
Auszug aus der Niederschrift Finanzausschuss 24.11.2022, TOP 1: 
 
„[Mehrzweckhalle: 

Das Projekt des Neubaus der Mehrzweckhalle wurde aufgrund der angespannten Lage infolge des 
Angriffskrieges Russlands gegenüber der Ukraine und der daraus resultierenden deutlichen 
Kostensteigerung bereits Mitte des Jahres 2022 gestoppt. 
Es wurde vorgeschlagen die Entwicklung 2023 zu beobachten. 
Es wurden bereits viele Planungsleistungen in Anspruch genommen und bereits abgerechnet. Weitere 
Umplanungen verteuern die Maßnahme dementsprechend weiterhin. 
Der Stadtrat hat über den Bau der Halle bereits mehrfach abgestimmt. Der Bauantrag liegt aktuell im 
Bauamt des Landratsamtes Bamberg.] 
… 

[Die besprochenen Änderungen wurden von der Kämmerin aufgenommen und werden in der Haushaltsplanung 
eingearbeitet.]“ 
 
Die Niederschriften sind im Ratsinformationssystem Session Net online gestellt. 
 
Die endgültige Entscheidung über die Mittel im Haushalt trifft der Stadtrat in seiner Haushaltssitzung 2023.  
 
Bei seiner Entscheidung ist der Stadtrat wie für jedes gemeindliche Handeln immer an die allgemeinen 
Haushaltsgrundsätze gebunden. 
 
Der Haushalt ist jährlich durch den Stadtrat zu beraten und zu entscheiden. Somit kann und soll der Stadtrat von 
Jahr zu Jahr angemessen auf die jeweilige Situation und Lage über den Bau der Halle entscheiden und ist 
verpflichtet, dies unter Beachtung der Haushaltsgrundsätze zu tun. 
 
 
Den Initiatoren wurde das Ergebnis der Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens sowohl in einem persönlichen 
Gespräch mit Erstem Bürgermeister Roppelt und Zweitem Bürgermeister Großkopf, als auch in einem Telefonat 
mit der Rechtsaufsichtsbehörde durch Herrn Nohl bereits mitgeteilt. 
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Der im Bürgerbegehren formulierte Antrag, dass der Bau der Mehrzweckhalle zunächst gestoppt werden 
soll, ist wie dargestellt und den Initiatoren mitgeteilt, auch bereits vollzogen und ist somit 
gegenstandslos geworden. Der angestrebte Bürgerentscheid kann aus rechtlichen und tatsächlichen 
Gründen nicht vollzogen werden. Es besteht daher kein Bedürfnis mehr für die Herbeiführung eines auf 
dieselbe – bereits verwirklichte- Angelegenheit gerichtetes Bürgerbegehren. 
 
Aus diesen Gründen ist das Bürgerbegehren insgesamt unzulässig. 
 
Der Sachverhalt und dieses Ergebnis wurden der Rechtsaufsicht im Landratsamt Bamberg zur Prüfung 
vorgelegt und von dieser bestätigt. 
 
Erster Bürgermeister Roppelt ging auf die einzelnen Argumente aus dem Flyer des Bürgerbegehrens ein, mit 
welchem die Unterschriften gesammelt wurden. 
 
Beschluss: 15 : 0 
 
(ohne Stadtratsmitglieder Fößel wegen persönlicher Beteiligung) 
 
Der Antrag auf Bürgerentscheid ist aufgrund seiner unbestimmten Fragestellung „Sind Sie dafür, dass 
das geplante Projekt der Mehrzweckhalle zunächst gestoppt wird?“ unzulässig. Selbst bei einer 
wohlwollenden Auslegung bleibt unklar, was unter „zunächst“ zu verstehen ist. 
Da der Baubeginn der Mehrzweckhalle bereits im vergangenen Jahr gestoppt wurde und im Jahr 2023 
nicht erfolgen wird, kann der Antrag zudem zu keiner Entscheidung führen, weil die begehrte Maßnahme 
sich erledigt hat, bereits verwirklicht ist und damit wesentliche Teile des Begehrens gegenstandslos 
geworden sind.  
Die Verwaltung wird beauftragt, einen entsprechenden Bescheid zu erstellen und den Initiatoren 
zuzustellen. Die Entscheidung des Stadtrats wird den Bürgern durch amtliche Bekanntmachung im 
Mitteilungsblatt mitgeteilt. 
 
 
 
Beschluss: 15 : 0 
 
(ohne Stadtratsmitglieder Fößel wegen persönlicher Beteiligung) 
 
Der Stadtrat Baunach beschließt, den Bau der Mehrzweckhalle im Jahr 2023 nicht zu beginnen und über 
den Baubeginn im Rahmen der Haushaltssatzung der folgenden Jahre jeweils neu zu beschließen. 
 
 

 9. Sonstiges - Anfragen gemäß § 31 GeschO 

  

 

 9.1. Hochwasserschutz Priegendorf 

  

Zweiter Bürgermeister Großkopf lobte die bisherigen Maßnahmen zum Hochwasserschutz in Priegendorf und bat 
darum, diese bis Pfingsten fertig zu stellen. Erster Bürgermeister Roppelt erklärte, dass dies vorangetrieben wird, 
es aber zur Zeit nicht so einfach sei, Firmen dafür zu bekommen und das Wetter für Baumaßnahmen mitspielen 
müsse. Er habe selbst bei dem letzten Starkregen die Maßnahmen in Priegendorf besichtigt und diese 
funktionieren sehr gut. 
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 9.2. Wohnmobilstellplätze 

  

Stadträtin Schmitt fragte, ob es eine Auswertung zu den Wohnmobilstellplätzen gibt. Seit Gebühren verlangt 
werden, ist ein Rückgang der Nutzung zu beobachten. Außerdem parken Wohnmobile wild und dauerhaft am 
Kraiberg am Wald. Sie bat darum, dies im Auge zu behalten. 
Erster Bürgermeister Roppelt erklärte, die Zahlen sind bekannt. Es sei auch richtig, dass es einen Rückgang der 
Belegung gibt, dies sei aber auch gewollt, damit nicht alles wie früher dauerhaft vollgeparkt ist. 
 
 
 

 9.3. Radweg Daschendorf 

  

Dritter Bürgermeister Wacker erklärte, wenn das Wehr in Daschendorf gemacht wird, sollte man im Zuge der 
Bauarbeiten auch daran denken, die Lücke im Radweg nach Baunach zu schließen. Dies würde eine 
Kostenersparnis bedeuten. 
 
Stadtrat Dumsky ergänzte, dass im Rahmen des Wasserleitungsbaus für Fernwasser auch der Radweg nach 
Süden bedacht werden sollte. 
 
Bürgermeister Roppelt gibt an, dass es sich hier größtenteils um Flächen des Markt Rattelsdorf handelt und die 
Stadt lediglich darauf hinweisen kann.  
 
 
 

 9.4. Schlaglöcher am Ortseingang 

  

Zweiter Bürgermeister Großkopf bat darum, die Schlaglöcher zwischen der letzten Brücke und dem Ortseingang, 
bei der Linksabbiegespur zu verfüllen. 
Der Vorsitzende erklärte, dass nach heutigem Stand die Arbeiten an der letzten Brücke bis Ende April 
abgeschlossen werden sollen. Es handelt sich hier um keine Maßnahme der Stadt Baunach, sondern des 
staatlichem Bauamtes Bamberg.  
 
 
 

 9.5. Wortmeldung zum Bürgerbegehren 

  

Stadtratsmitglied Fößel äußerte sich hier nochmals über die Beweggründe zum Einreichen eines 
Bürgerbegehrens. 
Es erfolgte eine Diskussion. 
 
Weitere Wortmeldungen zu anderen Themen lagen nicht vor.  
 
Der Vorsitzende den öffentlichen Teil der Sitzung um 19.11 Uhr 
 
Der Vorsitzende: 
 
 
 
Roppelt 
Erster Bürgermeister 
 
 


